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Konsequent
unentschieden
Serbien kämpft für sein Recht, mit östlichen wie westlichen Partnern gleichermaßen
zusammenzuarbeiten — innenpolitisch ist das Land zerrissen.
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Serbien steht erneut im Zentrum geopolitischer
Spannungen. Während auf den Straßen Zehntausende



gegen Korruption und autokratische Strukturen
demonstrieren, geht es längst um mehr als nur
innenpolitische Reformen. In einer Zeit wachsender
militärischer Eskalation zwischen der NATO-EU und
Russland ist Serbiens geopolitische Unabhängigkeit ein
Störfaktor für den Westen — ein Faktor, der
zunehmend unter Druck gerät.

Hintergrund der Proteste

Am 1. November 2024 stürzte das Betondach des Hauptbahnhofs in
Novi Sad ein und begrub Dutzende Menschen unter sich. 15
Menschen kamen dabei ums Leben. Das Unglück erschütterte die
Öffentlichkeit und löste in Novi Sad und der Hauptstadt Belgrad
spontane Proteste
(https://www.tagesschau.de/ausland/europa/serbien-
dacheinsturz-novi-sad-
100.html#:%7E:text=Das%20Ungl%C3%BCck%20hatte%20Serbien
%20ersch%C3%BCttert,auch%20die%20Staatsanwaltschaft%20unt
ergebracht%20ist) aus. Viele Serben machen Korruption, Pfusch am
Bau und staatliches Versagen (https://www.euronews.com/my-
europe/2025/03/16/more-than-100000-protesters-flood-the-
streets-of-belgrade-in-anti-corruption-
rally#:%7E:text=Protests%20started%20four%20months%20ago,in
%20response%20to%20the%20tragedy) für die Tragödie
verantwortlich. Aus zunächst lokalen Studentendemonstrationen
entwickelte sich innerhalb weniger Wochen eine landesweite
Protestbewegung. Seit über vier Monaten gehen täglich
Zehntausende auf die Straßen
(https://www.reuters.com/world/deputy-pm-accuses-west-
destabilising-serbia-after-meeting-russian-spy-chief-2025-02-
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Die Forderungen der Protestierenden konzentrieren sich auf drei
Hauptpunkte:

1 Aufklärung der Tragödie von Novi Sad und juristische Konsequenzen
für Verantwortliche: Die Demonstranten verlangen unabhängige
Ermittlungen und die strafrechtliche Verfolgung von
Regierungsvertretern und Bauunternehmen, die an der fehlerhaften
Konstruktion des Bahnhofs beteiligt waren.

2 Bekämpfung von Korruption und Machtmissbrauch: Seit Jahren
kritisieren unabhängige Medien und NGOs das Netzwerk aus
politischen Eliten und wirtschaftlichen Interessengruppen, das in
Serbien nahezu alle Bereiche kontrolliert. Die Protestierenden
fordern eine tiefgreifende Reform des Justizsystems und
unabhängige Kontrollorgane.

28/#:%7E:text=Tens%20of%20thousands%20of%20students%2C,n
orthern%20city%20of%20Novi%20Sad), unterstützt von Lehrenden,
Bauern und anderen Bevölkerungsgruppen. Beobachter sprechen
bereits von der größten Protestwelle in Serbien
(https://www.politico.eu/article/serbia-pm-milos-vucevic-steps-
down-student-led-
demonstrations/#:%7E:text=Following%20a%20deadly%20canopy
%20collapse,ruler%20Slobodan%20Milo%C5%A1evi%C4%87%20in%
202000) seit dem Sturz von Slobodan Milošević im Jahr 2000. Die
meist jungen Demonstrierenden fordern nicht nur personelle
Konsequenzen, sondern grundlegende Rechtsstaatlichkeit und die
Bestrafung korrupter Amtsträger
(https://www.politico.eu/article/serbia-pm-milos-vucevic-steps-
down-student-led-
demonstrations/#:%7E:text=Following%20a%20deadly%20canopy
%20collapse,ruler%20Slobodan%20Milo%C5%A1evi%C4%87%20in%
202000) und Krimineller.
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3 Freiheit der Medien und Schutz der Demokratie: Unter Präsident
Aleksandar Vučić hat sich die Medienlandschaft in Serbien drastisch
verändert. Kritische Journalisten und oppositionelle Stimmen
werden systematisch unter Druck gesetzt. Die Demonstranten
fordern ein Ende der staatlichen Einflussnahme auf Medien und eine
Stärkung der demokratischen Institutionen.

Reaktionen der serbischen Regierung

Die serbischen Behörden leiteten Ermittlungen gegen
Verantwortliche des Bahnhofumbaus ein. Wenige Wochen nach
dem Einsturz wurden 11 Personen festgenommen
(https://www.tagesschau.de/ausland/europa/serbien-
dacheinsturz-novi-sad-
100.html#:%7E:text=Vor%20knapp%20drei%20Wochen%20war,Bau
minister%20einem%20Bericht%20zufolge%20festgenommen),
darunter der zwischenzeitlich zurückgetretene Bauminister Goran
Vesić. Dennoch rissen die Proteste nicht ab und lösten eine
landesweite politische Krise
(https://www.mdr.de/nachrichten/welt/osteuropa/ostblogger/h
eute-im-osten-serbien-bahnhofsunglueck-ivanji-
100.html#:%7E:text=Vor%20einem%20Monat%20starben%20in,Ost
blogger%20Andrej%20Ivanji%20in%20Serbien) aus. Ende Januar
2025 kündigte Premierminister Miloš Vučević unter dem Eindruck
der anhaltenden Massenproteste seinen Rücktritt
(https://www.politico.eu/article/serbia-pm-milos-vucevic-steps-
down-student-led-
demonstrations/#:%7E:text=Serbian%20Prime%20Minister%20Mil
o%C5%A1%20Vu%C4%8Devi%C4%87,massive%20protests%20rocki
ng%20the%20country) an, um „die Spannungen in der Gesellschaft
nicht weiter anzuheizen“. Vučević — einst Bürgermeister von Novi
Sad zur Zeit der Bahnhofssanierung — übernahm damit politisch die
Verantwortung.
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Zuvor war es vor einem SNS-Parteibüro in Novi Sad zu einem
Übergriff auf protestierende Studenten gekommen, den Vučević als
„Terror gegen Studierende“ verurteilte. Mit seinem Rücktritt und
der parallel erfolgten Absetzung des Novi Sader Bürgermeisters
hoffte die Regierung, die Lage zu beruhigen. Präsident Aleksandar
Vučić gestand angesichts des Drucks ein, die Botschaft der
Demonstranten verstanden zu haben, und stellte vorgezogene
Parlamentswahlen (https://www.euronews.com/my-
europe/2025/03/16/more-than-100000-protesters-flood-the-
streets-of-belgrade-in-anti-corruption-
rally#:%7E:text=policemen%2C%20and%20attacking%20other%20
people) in Aussicht. Zugleich behaupteten Behörden, die
Schlusskundgebung am 15. März 2025 sei weitgehend friedlich
verlaufen; die Polizei bezifferte die Teilnehmerzahl auf rund 107.000
— die größte Demo in der serbischen Geschichte. Es gab vereinzelte
Zwischenfälle, für die sich Regierung und Opposition gegenseitig die
Schuld zuwiesen. So meldete Vučić 22 Festnahmen wegen
versuchter Gewalttaten, während Protestorganisatoren
regierungsnahe Provokateure (https://www.euronews.com/my-
europe/2025/03/16/more-than-100000-protesters-flood-the-
streets-of-belgrade-in-anti-corruption-
rally#:%7E:text=Police%20also%20say%20the%20demonstration,di
srupting%20that%20and%20provoking%20clashes) für gezielte
Störungen verantwortlich machten.

Geopolitische Interessen und
Einflussnahmen

Die serbische Regierung deutet an, hinter den Unruhen könnten
ausländische Akteure stecken. Ende Februar beschuldigte der
„russlandfreundliche“ Vize-Premier Aleksandar Vulin westliche
Geheimdienste (https://www.reuters.com/world/deputy-pm-
accuses-west-destabilising-serbia-after-meeting-russian-spy-
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chief-2025-02-
28/#:%7E:text=BELGRADE%2C%20Feb%2028%20%28Reuters%29
%20,government%20protests), einen vom Ausland gesteuerten
„Farbrevolutions“-Umsturz in Serbien zu betreiben. Westliche
Dienste versuchten, so Vulins Büro, durch die Unterstützung der
monatelangen Proteste die Regierung in Belgrad zu stürzen
(https://www.reuters.com/world/deputy-pm-accuses-west-
destabilising-serbia-after-meeting-russian-spy-chief-2025-02-
28/#:%7E:text=In%20a%20statement%20after%20seeing,had%20g
ood%20ties%20with%20Moscow). Konkrete Belege für solche
Behauptungen wurden jedoch nicht vorgelegt. Unabhängige
Analysten bezweifeln diese Darstellung ohnehin: „Keine Stranci
(Ausländer) werden Vučić stürzen“, urteilt etwa der deutsche
Politologe Alexander Rotert
(https://www.danas.rs/svet/nemacki-politikolog-vucic-
protesti/#:%7E:text=%E2%80%9ENe%C4%87e%20nikakvi%20%E2
%80%99stranci%E2%80%99%20da%20ru%C5%A1e,ocenjuje%20ne
ma%C4%8Dki%20politikolog%20Aleksander%20Rotert), „im
Gegenteil, Berlin und Brüssel sehen in ihm fatalerweise einen ‘Anker
der Stabilität’ in der Region.“

Tatsächlich galt Vučić westlichen Regierungen lange als Garant von
Stabilität im Westbalkan — trotz autoritärer Führung. So
kooperierte seine Regierung eng mit internationalen Konzernen und
EU-Staaten, etwa bei geplanten Lithium-Projekten im Jadar-Tal, die
für die europäische Industrie strategisch wichtig sind. Westliche
Kritik an autoritären Tendenzen blieb häufig verhalten, solange
Vučić als verlässlicher Partner in Fragen wie dem Kosovo-Konflikt
betrachtet wurde. Russland wiederum
(https://www.reuters.com/world/europe/sanctions-russia-are-
main-obstacle-serbias-eu-bid-pm-brnabic-2023-02-
10/#:%7E:text=Last%20December%2C%20Serbian%20President%2
0Aleksandar,sanctions%20against%20Russia%20through%20Serbia)
steht fest an Vučićs Seite:
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Moskau betrachtet Serbien als traditionellen
Bündnispartner und unterstützt Belgrad diplomatisch,
insbesondere bei der Nichtanerkennung Kosovos.

Hochrangige serbische Politiker wie Vulin pflegen enge Kontakte
zum russischen Geheimdienstapparat — Vulin wurde 2023 in den
USA wegen „bösartiger“ russischer Einflussnahme sanktioniert
(https://www.reuters.com/world/deputy-pm-accuses-west-
destabilising-serbia-after-meeting-russian-spy-chief-2025-02-
28/#:%7E:text=He%20heads%20the%20Movement%20of,loyal%20
to%20the%20populist%20Vucic), suchte aber demonstrativ
weiterhin den Schulterschluss mit Moskau. Diese Verbindungen
nähren westliche Befürchtungen, Belgrad könne zum Einfallstor für
russische und chinesische Interessen in Europa werden.

In der Gemengelage um Serbien wird deutlich, wie realpolitische
Interessen auf beiden Seiten im Vordergrund stehen.

Der Westen — insbesondere die EU — hat ein klares
Interesse, Serbien aus der Umlaufbahn Russlands und
Chinas nicht entgleiten zu lassen. Stabilität auf dem
Balkan, die Eindämmung russischen Einflusses und die
Sicherung einer pro-westlichen Ausrichtung sind
strategische Ziele.

Um diese zu erreichen, kommen neben offenen diplomatischen
Wegen auch verdeckte Strategien in Betracht. Historisch ist
bekannt, dass westliche Regierungen und Stiftungen in Serbien
oppositionelle Gruppen, freie Medien und NGOs unterstützt haben
– etwa beim Sturz des Milošević-Regimes 2000.

Zwar geschieht dies meist offen — etwa über EU-Programme oder
den National Endowment for Democracy —, doch serbische
Regierungsvertreter unterstellen immer wieder
Geheimdienstaktivitäten. Präsident Vučić behauptete jüngst,
westliche Geheimdienste hätten Massenproteste in Belgrad
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angefacht, um ihn zu stürzen; Belege dafür legte er jedoch keine vor.
Gleichwohl ist es realistisch, dass westliche Akteure informelle
Kanäle nutzen, um Serbiens Kurs zu beeinflussen: Das kann das
Teilen von Informationen über Korruptionsfälle mit serbischen
Medien sein, die Diskretionssignale an regierungskritische Akteure
oder auch die Konditionierung von Krediten im Hintergrund.
Ebenso versucht man, Serbien durch Soft Power-Maßnahmen im
westlichen Lager zu halten — zum Beispiel durch
Bildungsprogramme, Städtepartnerschaften oder den kulturellen
Austausch, der oft außerhalb der großen Politik stattfindet.

Serbien zwischen EU, Russland und
China

Auf serbischer Seite verfolgt die Führung eine Strategie der
Multipolarität: Sie möchte von allen Seiten Vorteile ziehen —
westliche Gelder und Marktzugang, russische Energie, chinesische
Investitionen — und damit eigene Handlungsfreiheit
(https://chinaobservers.eu/why-serbia-refuses-to-stick-to-the-
eus-line-on-
china/#:%7E:text=A%20second%20discernible%20factor%20relate
s,to%20influence%20Serbia%E2%80%99s%20foreign%20policy)
bewahren. In diesem Spannungsfeld sind auch verdeckte Manöver
denkbar: Etwa könnte Moskau insgeheim Serbien wirtschaftlich
unterstützen (https://www.voanews.com/a/serbia-s-president-
talks-with-putin-and-vows-he-ll-never-impose-sanctions-on-
russia/7829406.html#:%7E:text=Putin%2C%20but%20stated%20th
at%20,which%20makes%20its%20own%20decisions), um es vom
Westen fernzuhalten — was teils durch günstige Gasdeals bereits
geschieht —, oder China könnte über informelle Netzwerke Einfluss
auf serbische Entscheidungsträger nehmen.

Westliche Geheimdienste wiederum beobachten genau,
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ob Serbien zur Drehscheibe für Sanktionsumgehung
wird, und würden in so einem Fall vermutlich
Gegenmaßnahmen einleiten.

Vučić verfolgt seit Jahren eine balancierte Außenpolitik
(https://www.euronews.com/my-europe/2024/05/14/is-serbia-
sliding-towards-authoritarianism-or-closer-to-eu-
membership#:%7E:text=Some%20of%20Vu%C4%8Di%C4%87%27s
%20political%20decisions,following%20its%20invasion%20of%20U
kraine) und versucht, zwischen Brüssel, Washington, Moskau und
Peking zu lavieren.

Seit dem Krieg in der Ukraine steht dieses Modell unter
wachsendem Druck. Einerseits fordert die EU von Serbien
unmissverständlich die Angleichung an ihre Außenpolitik.
Insbesondere die Weigerung Belgrads, sich den Sanktionen gegen
Russland (https://www.reuters.com/world/europe/sanctions-
russia-are-main-obstacle-serbias-eu-bid-pm-brnabic-2023-02-
10/#:%7E:text=BELGRADE%2C%20Feb%2010%20%28Reuters%29
%20,set%20by%20the%20bloc) anzuschließen, bleibt „das
Hindernis über allen Hindernissen“ auf dem Weg Serbiens in die EU,
wie Premierministerin Ana Brnabić 2023 einräumte. Zwar
verurteilte Serbien den Einmarsch Russlands in der UNO, hat aber
als einziges EU-Beitrittskandidatenland keine Strafmaßnahmen
gegen Moskau (https://www.reuters.com/world/deputy-pm-
accuses-west-destabilising-serbia-after-meeting-russian-spy-
chief-2025-02-
28/#:%7E:text=Belgrade%20is%20balancing%20between%20its,Ser
bs%27%20traditional%20major%20power%20ally) ergriffen. Vučić
beharrt auf einem neutralen Kurs und nannte Russland einen
„wahren Freund in schwierigen Zeiten
(https://www.euronews.com/my-europe/2024/05/14/is-serbia-
sliding-towards-authoritarianism-or-closer-to-eu-
membership#:%7E:text=Vu%C4%8Di%C4%87%20has%20for%20ye
ars%20claimed,as%20long%20as%20possible)“ — man werde so
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lange wie möglich keine Sanktionen verhängen. Diese Haltung sorgt
für Spannungen mit Brüssel
(https://www.reuters.com/world/europe/sanctions-russia-are-
main-obstacle-serbias-eu-bid-pm-brnabic-2023-02-
10/#:%7E:text=Although%20it%20has%20repeatedly%20condemne
d,formally%20introducing%20sanctions%20against%20Moscow).
Die EU machte deutlich, dass Serbiens Nicht-Ausrichtung an den
Sanktionen den Integrationsprozess ernsthaft gefährdet.

Gleichzeitig ist Serbien ökonomisch und energiepolitisch
eng mit Russland verflochten: Das Land bezieht sein
Erdgas fast vollständig aus Russland, und der Ölkonzern
NIS in Serbien gehört mehrheitlich Gazprom.

Politisch zählt Belgrad auf Moskaus Unterstützung in der Kosovo-
Frage (https://www.reuters.com/world/europe/sanctions-russia-
are-main-obstacle-serbias-eu-bid-pm-brnabic-2023-02-
10/#:%7E:text=Russia%20is%20Serbia%27s%20main%20ally,Serb%
20forces%20from%20its%20territory), wo Russland Serbiens
Anspruch vehement verteidigt.

Neben Russland ist China zum zweiten wichtigen Partner für
Serbien avanciert. Peking investiert Milliarden in serbische
Infrastruktur, Energie und Industrie — China ist mittlerweile
Serbiens größter ausländischer Investor
(https://www.euronews.com/2024/05/08/china-signs-free-
trade-agreement-with-serbia-as-it-expands-influence-in-
europe#:%7E:text=China%20and%20Serbia%20have%20announced
,and%20its%20biggest%20foreign%20investor).

Im Oktober 2023 unterzeichneten beide Länder ein
Freihandelsabkommen, das im Juli 2024 in Kraft trat. Es sieht vor,
dass 95 Prozent der serbischen Exportgüter — von Äpfeln bis
Rindfleisch — zollfrei nach China geliefert werden können. Präsident
Vučić lobte den Deal als Garantie für Serbiens Zukunft
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(https://www.euronews.com/2024/05/08/china-signs-free-
trade-agreement-with-serbia-as-it-expands-influence-in-
europe#:%7E:text=Image%3A%20Close%20advertising). Das
Abkommen, Teil der chinesisch-serbischen „Gemeinsame Zukunft“-
Partnerschaft, vertieft die ohnehin engen wirtschaftlichen und
politischen Bande. Beobachter werteten den Schritt auch als Affront
gegen Brüssel, da die EU zeitgleich über höhere Zölle auf
chinesische E-Autos diskutierte. Schon jetzt ist China in
Schlüsselprojekten präsent: Das Bahnprojekt Belgrad–Budapest
(https://www.politico.eu/article/serbia-railway-station-accident-
minister-transport-milos-vucevic-
construction/#:%7E:text=The%20Novi%20Sad%20station%20lies,t
o%20see%20the%20project%20through) etwa wird von
chinesischen Firmen umgesetzt. Auch die Renovierung des Novi Sad
Bahnhofs erfolgte im Rahmen eines größeren Abkommens mit
chinesischen Bauunternehmen. Nach dem tödlichen Einsturz
machten Kritiker nicht nur Inkompetenz, sondern die Intransparenz
dieser Deals mitverantwortlich. „Goran Vesić gehört zu den
Hauptverantwortlichen für die massive Korruption im Bauwesen,
für die Politik der Geheimverträge mit Investoren
(https://www.politico.eu/article/serbia-railway-station-accident-
minister-transport-milos-vucevic-
construction/#:%7E:text=Chinese%20construction%20firms,and%
20a%20lack%20of%20transparency) — und das fordert nun
Menschenleben“, klagte Oppositionspolitiker Radomir Lazović nach
dem Unglück.

Kapitalflüsse, Sanktionen und
Geopolitik

Tatsächlich werden der serbischen Regierung immer wieder
mangelnde Transparenz und Vetternwirtschaft vorgeworfen,
besonders bei Großprojekten mit ausländischen Partnern. Im
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Dezember 2024 deckte Amnesty International auf, dass Serbiens
Sicherheitsbehörde BIA systematisch Oppositionelle ausspioniert —
ein Bericht spricht von „digitaler Repression
(https://www.iss.europa.eu/publications/commentary/under-
pressure-home-and-abroad-what-path-will-serbia-
take#:%7E:text=What%20fuelled%20student%20outrage%20even,
%E2%80%A6%20directed%20against%20civil%20society%E2%80%
99)“ gegen die Zivilgesellschaft.

Die Protestbewegung verlangt daher nicht nur
personelle Änderungen, sondern institutionelle
Reformen für mehr Rechtsstaatlichkeit und
Rechenschaft.

Auch die EU knüpft finanzielle Unterstützung zunehmend an deren
hegemoniale „Fortschritte bei Demokratie und Rechtsstaat“. Brüssel
ist schon jetzt der größte Geldgeber Serbiens: Über den IPA-
Hilfsfonds flossen 2014 bis 2020 rund 1,5 Milliarden Euro an
Fördermitteln nach Serbien
(https://enlargement.ec.europa.eu/enlargement-policy/overview-
instrument-pre-accession-assistance/serbia-financial-assistance-
under-
ipa_en#:%7E:text=Commission%20enlargement,period%20are%3A
%20Democracy%20%26%20governance). Doch die Geduld der
Europäer schwindet. Im Mai 2024 verabschiedete das
Europaparlament eine Resolution
(https://www.euronews.com/my-europe/2024/05/14/is-serbia-
sliding-towards-authoritarianism-or-closer-to-eu-
membership#:%7E:text=Earlier%20this%20year%2C%20the%20Eur
opean,in%20the%20Belgrade%20local%20elections), die die
Aussetzung von EU-Geldern forderte, falls Belgrad Empfehlungen
zur Wahlreform ignoriert oder Wahlbetrug begünstigt. Zudem
beschlossen die EU-Außenminister, den Beitrittsprozess
einzufrieren (https://www.euronews.com/my-
europe/2024/05/14/is-serbia-sliding-towards-authoritarianism-

https://www.iss.europa.eu/publications/commentary/under-pressure-home-and-abroad-what-path-will-serbia-take#:%257E:text=What%20fuelled%20student%20outrage%20even,%25E2%2580%25A6%20directed%20against%20civil%20society%25E2%2580%2599
https://enlargement.ec.europa.eu/enlargement-policy/overview-instrument-pre-accession-assistance/serbia-financial-assistance-under-ipa_en#:%257E:text=Commission%20enlargement,period%20are%253A%20Democracy%20%2526%20governance
https://www.euronews.com/my-europe/2024/05/14/is-serbia-sliding-towards-authoritarianism-or-closer-to-eu-membership#:%257E:text=Earlier%20this%20year%252C%20the%20European,in%20the%20Belgrade%20local%20elections
https://www.euronews.com/my-europe/2024/05/14/is-serbia-sliding-towards-authoritarianism-or-closer-to-eu-membership#:%257E:text=EU%20Commission%20president%20Ursula%20von,Kosovo%20relationship


or-closer-to-eu-
membership#:%7E:text=EU%20Commission%20president%20Ursul
a%20von,Kosovo%20relationship), wenn Serbien das kürzlich
vereinbarte Abkommen zur Normalisierung der Beziehungen mit
dem abtrünnigen Kosovo nicht umsetzt.

Serbien balanciert also seit Jahren zwischen Ost und West und hat
Entscheidungen getroffen, die in Washington und Brüssel für
Argwohn sorgen. Neben der erwähnten Nicht-Teilnahme an
Russland-Sanktionen (https://www.voanews.com/a/serbia-s-
president-talks-with-putin-and-vows-he-ll-never-impose-
sanctions-on-
russia/7829406.html#:%7E:text=European%20Union%20candidate
%20Serbia%20will,President%20Vladimir%20Putin%20on%20Sund
ay) ist es das Freihandelsabkommen mit China
(https://www.mfa.gov.cn/eng/xw/zyxw/202405/t20240530_1133
2932.html#:%7E:text=economic%20and%20social%20impacts,It%2
0will%20invite%20300%20young).

Im Oktober 2023 unterzeichnete Belgrad ein Freihandelsabkommen
mit der Volksrepublik China, als erstes Land in Mitteleuropa
überhaupt. Dieses Abkommen — das im Juli 2024 in Kraft trat —
erleichtert den zollfreien Warenverkehr und signalisiert eine
stärkere ökonomische Anbindung an China. Westliche Staaten
sehen dies mit Skepsis, da China so seinen Einfluss auf dem Balkan
ausweitet. Serbien profitiert von chinesischen Investitionen
(https://www.politico.eu/article/xi-jinping-belgrade-serbia-
china-aleksandar-vucic-
investments/#:%7E:text=Serbia%20stands%20out%20as%20an,the
%20Pupin%20Bridge%20in%202013) — etwa Infrastrukturprojekte,
Fabrikübernahmen und sogar Rüstungskäufe. Die geopolitische
Strategie Pekings („Belt and Road“-Initiative) findet in Serbien einen
willigen Partner, was wiederum westliche Finanzpolitik vor
Herausforderungen stellt.
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EU und USA versuchen, mit eigenen Investitionsinitiativen — zum
Beispiel EU-Investitionspaketen für die Westbalkanregion —
gegenzuhalten, knüpfen ihre Gelder aber oft an Bedingungen wie
Rechtsstaatsreformen oder Ausrichtung an EU-Regeln. Serbiens
Schritt, ein eigenständiges Handelsabkommen mit China
abzuschließen, zeigt jedoch, dass Belgrad gewillt ist, finanzielle
Vorteile vor politische Loyalität zum Westen zu stellen. Der Westen
dürfte dies als Signal sehen, seine Strategie anzupassen — sei es
durch attraktivere Angebote oder durch verstärkten politischen
Druck, um Serbien auf EU-Kurs zu halten.

Ein weniger beachteter, aber brisanter Punkt ist Serbiens Haltung
bei Finanztransparenz und der Verweigerung der Weitergabe von
Finanzdaten (https://azolalegal.com/en/blog/yaki-krayiny-ne-
vhodyat-do-standartu-crs-obminu/#:%7E:text=41,Chad). Serbien
beteiligt sich bisher nicht am internationalen Standard zum
automatischen Informationsaustausch über Finanzkonten (Common
Reporting Standard der OECD). Es gehört zu den Ländern, die keine
Finanzkontendaten an EU-Steuerbehörden melden. Praktisch
bedeutet das: Vermögende Ausländer — zum Beispiel westliche oder
russische Oligarchen und Steuerflüchtige — können in Serbien Geld
parken, ohne dass westliche Behörden davon automatisch Kenntnis
erhalten. Aus westlicher Sicht schafft Belgrad hier einen
potenziellen Graubereich für Kapitalflüsse, der insbesondere im
Sanktionskontext problematisch ist.

Beispielsweise könnten russische Gelder über serbische
Banken geschleust werden, um Sanktionen zu
umgehen. Die serbische Regierung sieht darin
vermutlich einen Standortvorteil, um Investoren und
Kapital anzulocken — eine Art „neutraler“ Finanzplatz
auf dem Balkan.

EU-Vertreter hingegen mahnen Serbien, die Transparenzstandards
zu übernehmen, zumal dies für eine EU-Mitgliedschaft nötig wäre.

https://azolalegal.com/en/blog/yaki-krayiny-ne-vhodyat-do-standartu-crs-obminu/#:%257E:text=41,Chad


Dass Belgrad dies bislang verweigert oder verzögert, kann als
gezielte Strategie gewertet werden, um seine wirtschaftliche
Souveränität zu betonen und sich nicht vollständig westlicher
Kontrolle zu unterwerfen. Westliche Finanzpolitik reagiert darauf
mit Misstrauen: Serbien läuft Gefahr, in EU-Kreisen als „nicht-
kooperativ“ zu gelten, was wiederum Auswirkungen auf
Kreditratings, Investitionsklima und die Bereitschaft zu Finanzhilfen
haben könnte.

Objektive Bewertung der
Zusammenhänge

Serbiens Annäherung an Russland und China steht im Westen unter
genauer Beobachtung. Realpolitisch wird Belgrad wohl weiterhin
einen Mittelweg suchen, solange möglich. Doch die Instrumente des
Westens — von Finanzhilfen über diplomatischen Druck bis zu soft
power und gelegentlicher Geheimdiplomatie — sind darauf
ausgerichtet, Serbien perspektivisch im westlichen Lager zu halten.
Verdeckte Strategien bleiben spekulativ, aber nicht
unwahrscheinlich, betrachtet man die Vergangenheit auf dem
Balkan. Wichtig ist festzuhalten, dass keine Seite rein ideologisch
handelt: Es geht um Einfluss, Sicherheit und wirtschaftliche
Vorteile.

Die Verbindungen zwischen Finanzpolitik und Geostrategie sind
eng. Donald Trumps Kürzungen bei USAID
(https://www.reuters.com/world/serbian-police-raid-offices-
watchdogs-seek-evidence-usaid-donations-2025-02-
25/#:%7E:text=The%20move%20came%20after%20the,scale%20d
own%20the%20aid%20agency) zeigen, wie innenpolitische Ziele die
globale Einflussfähigkeit der USA verringern können — was
wiederum anderen Mächten zugutekommt. Serbiens Beispiel
verdeutlicht, dass Kapitalflüsse und Handelsabkommen längst zu
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geopolitischen Hebeln geworden sind: Wer mit wem Geschäfte
macht oder Daten teilt, hat strategische Bedeutung. In einer
nüchternen, ideologiefreien Betrachtung verfolgen alle Beteiligten
letztlich machtpolitische Interessen.

Westliche Staaten nutzen Finanzmittel, um Einfluss
auszuüben oder zu entziehen; Serbien nutzt seine
Position zwischen den Blöcken, um Vorteile zu sichern.

Verdeckte Taktiken — seien es Unterstützung von Opposition oder
geheimdienstliche Absprachen — ergänzen die offenen
Maßnahmen, bleiben aber schwer nachweisbar. Es geht daher
weniger um Verschwörungen als um kalkulierte
Interessenabwägungen: Sowohl die USA unter Trump als auch
Serbien unter Vučić haben Finanzströme als Werkzeug ihrer Politik
eingesetzt, um ihre geopolitischen Ziele so realistisch wie möglich
zu erreichen.

Folgen für die serbische Bevölkerung

Für die serbische Bevölkerung sind die Proteste weit mehr als eine
politische Auseinandersetzung — sie sind eine Konfrontation mit
einer Realität, die von wirtschaftlicher Unsicherheit, Korruption und
wachsender geopolitischer Einflussnahme geprägt ist. Die
Demonstranten fordern nicht nur Gerechtigkeit für die Opfer von
Novi Sad, sondern auch eine tiefgreifende Veränderung der
politischen Kultur des Landes.

Während die Regierung Vučić mit Zugeständnissen wie Rücktritten
und der Aussicht auf Neuwahlen versucht, die Lage zu stabilisieren,
bleibt unklar, ob die Protestbewegung tatsächlich strukturelle
Reformen erzwingen kann. Falls die Bewegung erfolgreich ist,
könnte sie das Machtmonopol der Regierungspartei aufbrechen und
eine Neuordnung der politischen Landschaft Serbiens einleiten.



Doch wenn Vučić die Proteste übersteht und es schafft, das Land
erneut zu konsolidieren, wird dies die autoritären Tendenzen seiner
Herrschaft weiter festigen.

Zugleich steht Serbien unter massivem externem Druck. Die EU
könnte finanzielle Hebel ansetzen, um Belgrad zu einer eindeutigen
geopolitischen Entscheidung zu zwingen — sei es durch Kürzungen
von Vorbeitrittshilfen oder wirtschaftliche Sanktionen. Auch
Russland und China beobachten die Situation genau: Ein
geschwächtes Serbien könnte für Moskau bedeuten, einen treuen
Partner zu verlieren, während Peking seine wirtschaftlichen
Interessen gefährdet sieht.

Für die Menschen in Serbien bleibt die Unsicherheit
bestehen. Der Ausgang der Proteste wird nicht nur
darüber entscheiden, ob Vučićs Regierung Bestand hat,
sondern auch, wie unabhängig Serbien in den
kommenden Jahren seinen eigenen Kurs zwischen Ost
und West gestalten kann.

Die serbische Bevölkerung ist gefangen zwischen dem Wunsch nach
echter Reform und den geopolitischen Interessen der Großmächte
— eine Situation, die sie bereits aus ihrer langen Vergangenheit
kennt.

Redaktionelle Anmerkung: Der Beitrag erschien zuerst unter dem
Titel „Serbien zwischen Protest und Geopolitik
(https://haintz.media/artikel/international/serbien-zwischen-
protest-und-geopolitik/)“ bei Haintz Media (https://haintz.media).
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